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I. GRUNDSÄTZLICHES VORAB
I. WAS IST EINE DULDUNG EIGENTLICH?

- Unterscheidung: 
materiell-rechtlich Duldungsgründe - Duldungsbescheinigung (§ 60a IV AufenthG). 

D.h.: Auch ohne Duldungsbescheinigung hat man den rechtlichen Status inne.

- Es gibt keinen Status unter der Duldung: Praxis der Erteilung von Grenzübertrittsbescheinigungen 
(GÜB) in Bayern m.E. oft rechtswidrig

- Ausreisepflicht bleibt unberührt (vorübergehende Aussetzung der Abschiebung) 
= kein Aufenthaltstitel

§ 60a Abs. 2 Satz 1 AufenthG: Anspruchsduldung

„Die Abschiebung eines Ausländers ist auszusetzen, solange die Abschiebung aus tatsächlichen 
oder rechtlichen Gründen unmöglich ist und keine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird.“



I. WAS IST EINE DULDUNG EIGENTLICH?

Beispiele Duldungsgründe:

Tatsächliche Unmöglichkeit Rechtliche Unmöglichkeit
Passlosigkeit unzumutbare Beeinträchtigung Art. 6 GG
Fehlende Transportmöglichkeiten Eheschließung steht unmittelbar bevor
Fehlende Reise-/Transportfähigkeit Schwangerschaft: Mutterschutzzeiten

Abschiebungssperre Auslieferungsverf.
bei fehlender Zustimmung der 
Staatsanwaltschaft, wenn sie nötig war



II. WEGE AUS DER DULDUNG: TITELERTEILUNGSSPERRE, § 10 ABS. 3 AUFENTHG

Viele Personen mit Duldung sind von der sog. Titelerteilungssperre betroffen. 

Diese besagt, dass man nach dem erfolglosen Asylverfahren bis zur Ausreise nur einen 
Aufenthaltstitel erhalten kann, wenn

- es sich um einen Aufenthaltstitel nach dem 5. Abschnitt handelt (22-25b AufenthG) oder
- ein Anspruch auf den Aufenthaltstitel besteht.

Noch strenger ist es bei Ablehnung des Asylantrags als offensichtlich unbegründet (ou): 
Aufenthaltstitel nur möglich bei Anspruch!

§ 10 AufenthG
(3) Einem Ausländer, dessen Asylantrag unanfechtbar abgelehnt worden ist oder der seinen Asylantrag zurückgenommen hat, 
darf vor der Ausreise ein Aufenthaltstitel nur nach Maßgabe des Abschnitts 5 erteilt werden. Sofern der Asylantrag nach § 30 
Abs. 3 Nummer 1 bis 6 des Asylgesetzes abgelehnt wurde, darf vor der Ausreise kein Aufenthaltstitel erteilt werden. Die Sätze 1 
und 2 finden im Falle eines Anspruchs auf Erteilung eines Aufenthaltstitels keine Anwendung; Satz 2 ist ferner nicht 
anzuwenden, wenn der Ausländer die Voraussetzungen für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 erfüllt.



II. WEGE AUS DER DULDUNG: BESSERE DULDUNGEN UND AUFENTHALTE

Spezielle Aufenthalte, die aus der Duldung möglich sind: 

- Integrationsaufenthalte §§ 25a, 25b AufenthG
- Aufenthalt für qualifizierte Beschäftigung, § 19d AufenthG
- Aufenthalte, auf die ein Rechtsanspruch besteht

Bessere Duldungen, die zu Aufenthalt führen sollen: 

- Ausbildungsduldung, § 60c AufenthG -> § 19d AufenthG
- Beschäftigungsduldung, § 60d AufenthG -> 25b AufenthG

Und eben ab Januar 2023: das neue Chancen-Bleiberecht



II. CHANCEN-BLEIBERECHT
I. GESETZESVORHABEN UND STAND DES GESETZESVORHABENS

Im Koalitionsvertrag SPD/Grüne/FDP im November 2021: 
Chancen-Bleiberecht für alle Personen, die zum 1.1.2022 schon fünf Jahre in Deutschland ist 

Anliegen: Wege aus der Kettenduldung
Umsetzung hat sehr lange auf sich warten lassen

Erster Gesetzesentwurf:  Vom Kabinett erlassen: Sept 2022
Stellungnahme der Verbände, danach Bundesrat; 
1. Lesung im Bundestag: 19.10.2022, danach an Innen-Ausschuss: Änderungen 
am 02.12.2022 vom Bundestag beschlossen 

Aussicht: Beteiligung BR am 16.12.2022 (Einspruchsgesetz) + Gesetz in Kraft 01.01.2023? 



I. GESETZESVORHABEN UND STAND DES GESETZESVORHABEN

FDP machte zur Voraussetzung ihrer Zustimmung zum Chancenaufenthalt: 

- Gleichzeitige Verabschiedung des Gesetzes zur Beschleunigung der Asylgerichtsverfahren und 
Asylverfahren

- wurde auch am 02.12.2022 vom Bundestag beschlossen
- weitere Ausweitung des Sonderrechts im Asylgerichtsverfahren 

- Verschlechterung bei § 25a AufenthG: Vorduldungszeit von 12 Monaten, wenn eine Person 
nicht zuvor im Chancen-Aufenthaltsrecht ist



II. GESETZESTEXT/VORAUSSETZUNGEN

§ 104c

Chancen-Aufenthaltsrecht

(1) Einem geduldeten Ausländer soll abweichend von § 5 Absatz 1 Nummer 1, 1a und 4 sowie § 5 Absatz 2 eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden,
wenn er sich am 31. Oktober 2022 seit fünf Jahren ununterbrochen geduldet, gestattet oder mit einer Aufenthaltserlaubnis im Bundesgebiet
aufgehalten hat und er

1. sich zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland bekennt und

2. nicht wegen einer im Bundesgebiet begangenen vorsätzlichen Straftat verurteilt wurde, wobei Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen oder
bis zu 90 Tagessätzen wegen Straftaten, die nach dem Aufenthaltsgesetz oder dem Asylgesetz nur von Ausländern begangen werden können, oder
Verurteilungen nach dem Jugendstrafrecht, die nicht auf Jugendstrafe lauten, grundsätzlich außer Betracht bleiben.

Die Aufenthaltserlaubnis nach Satz 1 soll versagt werden, wenn der Ausländer wiederholt vorsätzlich falsche Angaben gemacht oder über seine
Identität oder Staatsangehörigkeit getäuscht hat und dadurch seine Abschiebung verhindert. Für die Anwendung des Satzes 1 sind auch die in § 60b
Absatz 5 Satz 1 genannten Zeiten anzurechnen.

(2) Dem Ehegatten, dem Lebenspartner und minderjährigen, ledigen Kindern, die mit einem Begünstigten nach Absatz 1 in häuslicher Gemeinschaft
leben, soll unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Nummer 1 und 2 eine Aufenthaltserlaubnis auch dann erteilt werden, wenn diese sich am 31.
Oktober 2022 noch nicht seit fünf Jahren ununterbrochen geduldet, gestattet oder mit einer Aufenthaltserlaubnis im Bundesgebiet aufgehalten haben.
Das Gleiche gilt für das volljährige ledige Kind, wenn es bei der Einreise in das Bundesgebiet minderjährig war. Absatz 1 Satz 2 findet entsprechende
Anwendung.

(3) Die Aufenthaltserlaubnis kann abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 2 erteilt werden. Sie gilt als Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 5. Sie wird
für 18 Monate erteilt und ist nicht verlängerbar. Während des Aufenthalts nach Satz 3 kann nur eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25a oder § 25b erteilt
werden. Der Antrag auf Erteilung eines anderen Aufenthaltstitels als nach § 25a oder § 25b entfaltet nicht die Wirkung nach § 81 Absatz 4.

(4) Der Ausländer ist spätestens bei der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis auf die Voraussetzungen für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach §
25b und, falls er das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, nach § 25a hinzuweisen. Dabei soll die Ausländerbehörde auch konkrete
Handlungspflichten, die in zumutbarer Weise zu erfüllen sind, bezeichnen.“



II. GESETZESTEXT/VORAUSSETZUNGEN

Link zum ganzen Gesetzesentwurf (S. 10f.): https://dserver.bundestag.de/btd/20/037/2003717.pdf

Link zur Lesefassung des aktuellen Gesetzesentwurfs: 
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Arbeitshilfe_Aufenthaltsre
cht_Chancen-Aufenthaltsrecht_Stand_5.12.2022.pdf

https://dserver.bundestag.de/btd/20/037/2003717.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Arbeitshilfe_Aufenthaltsrecht_Chancen-Aufenthaltsrecht_Stand_5.12.2022.pdf


II. GESETZESTEXT/VORAUSSETZUNGEN

Voraussetzungen: 

- Geduldete Person muss zum Stichtag 31.10.2022 fünf Jahre in Deutschland sein: 
ununterbrochen geduldet, gestattet oder mit Aufenthaltserlaubnis
Unterbrechungen von drei Monaten unschädlich (siehe Gesetzesbegründung)

- Bekenntnis zur FDGO (Freiheitlich-Demokratischen Grundordnung)

- Keine Ausschlussgründe:

- Strafverfahren über 50 Tagessätzen/90 Tagessätzen bei ausländerstrafrechtlichen 
Vorwürfen, im Jugendstrafrecht: Jugendstrafen

- Keine Täuschung über  Identität/Staatsangehörigkeit oder wiederholt falsche Angaben + 
Verhinderung der Abschiebung dadurch



II. GESETZESTEXT/VORAUSSETZUNGEN 

Keine Voraussetzung: 

- Identitätsklärung
- Pass
- Lebensunterhaltssicherung
- Visumsverfahren

Weitere Besonderheiten: 
- Gilt als Titel des Kapitels 2 Abschnitt 5 -> wichtig für Titelerteilungssperre
- Kann auch nach Ablehnung des Asylantrags als „offensichtlich unbegründet“ erteilt werden
- Wird nur für 18 Monate erteilt; kann nicht verlängert werden 
- Übergang soll nur in § 25a und § 25b AufenthG erfolgen 

-> in 18 Monaten des Chancen-Bleiberechts sollen die Voraussetzungen der 
Integrationsaufenthaltserlaubnisse (§§ 25a, 25b AufenthG) vollständig erreicht werden; 
bei Übergang in §§ 25a, 25b AufenthG zählen Duldungszeiten mit Duldung nach § 60b 
AufenthG (ungeklärte Identität)



II. GESETZESTEXT/VORAUSSETZUNGEN

Regelung für Familienangehörige, Absatz 2: 

Wenn jemand Chancen-Bleiberecht erhält, bekommen es Familienangehörige auch, wenn sie noch 
keine 5 Jahre ununterbrochen geduldet, gestattet oder mit Aufenthaltserlaubnis in Deutschland sind: 

Voraussetzungen:
- Familienangehörige = Ehegatte*in/Lebenspartner*in/minderjährige, ledige Kindern oder 

volljähriges lediges Kind, wenn es bei Einreise minderjährig war

- häusliche Gemeinschaft mit Begünstigtem/r

- Bekenntnis zur FDGO

- Kein Ausschluss wegen Strafverfahren oder Identitätstäuschung



III. VORBEREITUNG

In anderen Bundesländern: sog. Vorgriffsregelungen

Unser Eindruck: bayerischen Ausländerbehörden auf Verhinderungskurs

Achtung: 

- Bei Entzug von Duldungen/Erteilung von Grenzübertrittsbescheinigungen 

- Bei Strafanzeigen: auf jeden Fall anwaltlich verteidigen lassen, um zu versuchen, nicht über 
Strafgrenzen zu kommen 

- Abschiebungen davor  



III. INTEGRATIONSAUFENTHALTE: §§ 25A, 25B AUFENTHG

I. § 25a AufenthG
- aktuell Duldung 
- vier Jahre ununterbrochen in Deutschland (erlaubt, geduldet oder gestattet)
- vier Jahre erfolgreicher Besuch der Schule
- Antrag vor Vollendung des 21. Lebensjahres gestellt
- Integrationsprognose aufgrund bisheriger Ausbildung und Lebensverhältnisse
- keine konkreten Anhaltspunkte gegen FDGO
- keine eigenen falschen Angaben oder Täuschung über Identität oder Staatsangehörigkeit
- Ausschluss bei Straftaten (50 Tagessätzen/90 Tagessätze)
- Während Schule/berufliche Ausbildung/Studium: Sozialleistungen kein Problem

Änderungen durch neues Gesetz geplant: 

- Erweitert bis 27 Jahre (Jugendliche und junge Heranwachsende)
- Aufenthaltszeit und Schulbesuch gekürzt auf drei Jahre
- ABER: Vorduldungszeit 12 Monate, wenn Person nicht vom Chancen-Bleiberecht in § 25a 

AufenthG wechselt!



III. INTEGRATIONSAUFENTHALTE: §§ 25A, 25B AUFENTHG

II. § 25b AufenthG

- Duldung 
- Acht Jahre in Deutschland/6 Jahre bei Leben mit Kindern in häuslicher Gemeinschaft
- Bekenntnis zur FDGO + Grundkenntnisse Rechts- und Gesellschaftsordnung (Test Leben in 

Deutschland/Einbürgerungstest)
- Überwiegende Sicherung des Lebensunterhalts + Erwartung der zukünftigen kompletten 

Sicherung (Prognose); Wohngeld immer unschädlich
- vorübergehender Bezug von Sozialleistungen unschädlich bei:

- Studierenden + Auszubildenden
- Familien mit minderjährigen Kindern (ergänzende Sozialleistungen)
- Alleinerziehende mit minderjährigen Kindern
- Personen, die pflegebedürftige nahe Angehörige pflegen

- kein Ausschlussgrund: 
- vorsätzlich falsche Angaben, Täuschung über Identität oder Staatsangehörigkeit
- Ausweisungsinteresse 



III. INTEGRATIONSAUFENTHALTE: §§ 25A, 25B AUFENTHG

Bzgl. § 25b AufenthG: Änderungen durch neues Gesetz geplant: 

Verkürzung der Zeiten bei Alleinstehenden auf 6 Jahre, bei Familien auf 4 Jahren

Chancen-Bleiberecht soll zu Integrationsaufenthaltserlaubnissen führen 

-> auch Zeiten mit Duldung nach § 60b AufenthG sollen angerechnet werden 
-> Antragstellung führt zu Fiktionswirkung (nur bzgl. §§ 25a, 25b AufenthG)



III. INTEGRATIONSAUFENTHALTE: §§ 25A, 25B AUFENTHG

III. Vorbereitungen in den 18 Monaten

- Frühzeitig „Test Leben in Deutschland“: lange Wartezeiten
- Identitätsklärung und Passbeschaffung
- Deutsch A 2
- Lebensunterhaltssicherung
- Schulbesuch?



III. FRAGEN UND DISKUSSION



VIELEN DANK 
FÜR DIE 
AUFMERKSAMKEIT.

Bei Fragen schreiben Sie mir 
gerne eine Email:

kanzlei@giamattei.de

Auf Wiedersehen. 

mailto:kanzlei@giamattei.de
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